
Kreis Warendorf

Der Landrat
Amt für Umweltschutz
Merkblatt

für die Aufstellung von Genehmigungsanträgen auf Errichtung, wesentlichen Änderung oder Beseitigung einer Anlage in, an, über und unter oberirdischen Gewässern

A) Rechtsgrundlage

Die Errichtung, wesentliche Veränderung oder Beseitigung von Anlagen in, an, über und unter Gewässern bedarf der Genehmigung nach § 36 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) in Verbindung mit §§ 22 und 24 Landeswassergesetz (LWG). Hierzu zählen bauliche Anlagen, wie Gebäude, Brücken, Stege, Unterführungen, Anlegestellen sowie Leitungsanlagen aller Art. Ausgenommen sind solche Anlagen, die der zulassungspflichtigen Benutzung, Unterhaltung des Gewässers dienen oder, die einer anderen wasserrechtlichen Zulassung nach dem WHG und LWG bedürfen und darin berücksichtigt werden.
Die Genehmigung wird grundsätzlich befristet erteilt. Die Dauer der Befristung richtet sich nach wasserwirtschaftlichen Gesichtspunkten hinsichtlich der Gefährdung der Anlage für das Gewässer. Ergebnis dieser Prüfung kann auch sein, dass die Befristung entfallen kann, wenn beispielsweise Änderungen der wasserwirtschaftlichen Verhältnisse durch die Anlage (zum Beispiel auf die Gewässermorphologie oder den Abfluss) auszuschließen sind. 
Die Anlagen können ein nicht unerhebliches Gefährdungspotential für Gewässer darstellen und sind deswegen so zu errichten, zu betreiben, zu unterhalten und stillzulegen, dass keine schädlichen Gewässerveränderungen zu erwarten sind. Weiter darf durch solche Anlagen die Gewässerunterhaltung nicht wesentlich erschwert werden.
Zuständig für die Erteilung der Genehmigung ist das Amt für Umweltschutz des Kreises Warendorf als Untere Wasserbehörde. Der Antrag einschließlich der zeichnerischen Unterlagen ist in dreifacher Ausfertigung beim Amt für Umweltschutz einzureichen.

B) Inhalt des Antrages

Der Antrag muss alle Angaben und Pläne enthalten, die notwendig sind, um Auswirkungen der Baumaßnahme auf das Gewässer und insbesondere auf den Wasserabfluss beurteilen zu können. Alle aus den zeichnerischen Unterlagen nicht ersichtlichen, aber zur Beurteilung des Antrages wichtigen Umstände, sind in einem Erläuterungsbericht ausführlich zu beschreiben.
Der Erläuterungsbericht muss insbesondere folgende Angaben enthalten:
1. Lage des Nutzungsortes mit Angaben über Gemarkung, Flur, Flurstücke, Grundstückseigentümer
(Für die Fälle, dass der Antragsteller nicht gleichzeitig Grundstückseigentümer ist oder die Anlage unmittelbar an ein fremdes Grundstück grenzt, ist eine Einverständniserklärung einzuholen und dem Antrag beizulegen.)
2. Art, Umfang und Zweck des beabsichtigten Vorhabens
3. die zur Verwendung kommenden Baustoffe und Untergrundverhältnisse

Dem Antrag sind folgende zeichnerische Unterlagen beizufügen:

1. Übersichtsplan im Maßstab 1: 25.000 (Messtischblatt) mit Markierung des Nutzungsortes
2. Lageplan im Maßstab. 1:1.000 bis 1: 2.500 (Flurkartenausschnitt)
Dieser Lageplan muss einen ausreichenden Überblick über die örtliche Situation vermitteln. Außerdem ist die genaue Lage des Vorhabens und der vorhandenen Verhältnisse der benutzten Grundstücke, Fließrichtung des Gewässers, der Nordpfeil und der angegebene Maßstab einzuzeichnen.
3. Lageplan im Maßstab 1:100 oder 1:500
Dieser Lageplan muss auf der Grundlage der beglaubigten Flurkarte angefertigt sein. Die zeichnerischen Darstellungen des Vorhabens müssen den Umfang und das Ausmaß der Anlage klar erkennen lassen. Bereits vorhandene Anlagen sind auch einzuzeichnen.
4. Längs- und Querschnitt im Maßstab 1:100 oder 1:500 des geplanten Vorhabens und der näheren Umgebung
5. Nachweis, dass das Abflussverhalten des Gewässers nicht nachteilig verändert wird (hydraulischer Nachweis)
6. Gegebenenfalls Nachweis über die ausreichende Abflussleistung und die Standsicherheit der Anlage
C) Gebühren
Die Gebühren sind gestaffelt nach dem Baukostenwert und betragen mindestens 200 Euro.

D) Sonstiges

Bauliche Anlagen

Bei baulichen Anlagen, für die eine Zuständigkeit der Bauaufsichtsbehörde nicht gegeben ist, hat die zuständige Wasserbehörde auch die Einhaltung der baurechtlichen Vorschriften zu prüfen. In der Regel ist für die größte Zahl der Anlagen in, an, über und unter Gewässern keine Baugenehmigung nach § 65 Abs. 1 Nr. 7a Landesbauordnung (BauO NRW) erforderlich (Durchlässe bis 5,0 m lichte Weite nach § 65 Abs. 1 Nr. 15 BauO NRW, Stromkabel nach § 65 Abs. 1 Nr. 10 BauO NRW; Rohrleitungen nach § 1 Abs. 2 Nr. 3 BauO NRW; Zäune und Mauern nach § 65 Abs. 1 Nr. 13 und 14 BauO NRW etc.). Für Gebäude ab 30 m³ Brutto-Rauminhalt ist generell eine Baugenehmigung erforderlich.

Brücken:

Laut § 63 BauO NRW in Verbindung mit § 65 Abs. 1 Nr. 7a BauO NRW bedürfen Brücken einer Baugenehmigung. Ausgenommen hiervon sind nach § 65 Abs. 1 Nr. 15 BauO NRW Brücken bis zu einer lichten Weite von 5,0 m, sie sind damit baugenehmigungsfrei. Das bedeutet, dass bei allen kleineren Brücken bis zu 5,0 m lichte Weite an Gewässern ein separates Baugenehmigungsverfahren entfällt. Die Überprüfung der baurechtlichen Vorschriften (zum Beispiel Statik), die Bauüberwachung und Bauzustandsbesichtigung sind Bestandteil des wasserrechtlichen Verfahrens. In der Regel werden jedoch bei kleineren Gewässern keine Brücken sondern Durchlässe gebaut.
Auf der Homepage des Kreises Warendorf (www.kreis-warendorf.de) sind die Ansprechpartner aufgeführt. Ebenfalls kann hier das entsprechende Formblatt/Begleitbogen für die Genehmigungsanträge herunter geladen werden.
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